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Vorbemerkung 

Die Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland befindet sich klar 
im Aufwind. Im früheren Bundesgebiet setzt sich der seit nunmehr 
fast zwei Jahren in Gang befindliche Konjunkturaufschwung fort. 
Nachdem - ähnlich wie in den meisten vorangegangenen Kon- 
junkturzyklen - die expansiven Impulse zunächst vor allem von 
der Auslandsnachfrage kamen, wird das Wirtschaftswachstum in- 
zwischen zunehmend auch von den binnenwirtschaftlichen Auf- 
triebskräften getragen. Gleichzeitig macht in den neuen Ländern 
der Wiederaufbau der durch vierzig Jahre Sozialismus schwer ge- 
schädigten Wirtschaft zügige Fortschritte. Die Erneuerung der 
unter SED-Herrschaft in weiten Bereichen heruntergewirtschafte- 
ten Infrastruktur kommt ebenso voran wie die Modernisierung der 
bei Öffnung der Grenzen vielfach technisch veralteten und nicht 
wettbewerbsfähigen Betriebe. Darüber hinaus sind in großem 
Umfang neue selbständige Existenzen gegründet worden, so daß 
sich deren Bestand mittlerweile verfünffacht hat. Nach den kürz- 
lich veröffentlichten revidierten Zahlen des Statistischen Bundes- 
amtes ist das Bruttoinlandsprodukt in Ostdeutschland 1994 im 
Jahresdurchschnitt real um 9,2% gestiegen. Das Wirtschafts- 
wachstum fiel damit noch kräftiger aus, als bisher bekannt war. 
Einen weit überdurchschnittlichen Produktionsanstieg verzeich- 
nete dabei die Industrie - ein Zeichen dafür, daß diese ihre 
extreme Wettbewerbsschwäche, wie sie mit dem Zusammenbruch 
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des planwirtschaftlichen Systems offenbar wurde, mehr und mehr 
überwindet. 

Die wirtschaftliche Expansion führt zunehmend auch zu einer 
Verbesserung der Lage am Arbeitsmarkt. Die lange Zeit sehr hohe 
Kurzarbeit ist drastisch zurückgegangen. Die im Frühjahr 1992 in 
Gang gekommene Abnahme der Beschäftigung in den alten Län- 
dern ist weitgehend beendet. Besonders erfreulich ist, daß in den 
neuen Ländern die Erwerbstätigkeit seit dem Frühjahr letzten 
Jahres in wachsendem Tempo zunimmt. Die Zahl der Arbeitslosen 
lag hier im Februar um 193 000 niedriger als vor Jahresfrist (West- 
deutschland: - 23 000). Dies ist um so bemerkenswerter, als 
gleichzeitig die Entlastung durch die arbeitsmarktpolitischen 
Instrumente deutlich nachgelassen hat. 

Eine konjunkturelle Expansion allein reicht allerdings nicht aus, 
um die derzeitigen Probleme am Arbeitsmarkt zu lösen. Dazu be- 
darf es vielmehr eines langgezogenen Wachstumsprozesses mit 
hohen privaten Investitionen. Deshalb müssen die Investitions-, 
Innovations- und Produktionsbedingungen in der Bundesrepublik 
Deutschland so günstig wie möglich gestaltet werden. Welche 
wirtschaftlichen Maßnahmen die Bundesregierung in diesem Zu- 
sammenhang für erforderlich hält, hat sie in ihrem Jahreswirt- 
schaftsbericht 1995 (vgl. Drucksache 13/370) ausführlich darge- 
stellt. Demgegenüber ist die in der vorliegenden Kleinen Anfrage 
zum Ausdruck kommende Vorstellung, der Schwerpunkt der wirt- 
schaftspolitischen Aktivitäten müsse in gezielten staatlichen För- 
dermaßnahmen und in Eingriffen in den Einkommensverteilungs- 
prozeß bestehen, ein falscher Ansatz. 

Vor diesem Hintergrund beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung die Kleine Anfrage im einzelnen wie folgt: 


1. Im Jahres wirtschaftsbericht 1995 der Bundesregierung wird festge- 
stellt: „Zuletzt hat die industrielle Erzeugung in den neuen Ländern 
das zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung gemessene Niveau an- 
nähernd wieder erreicht. " 

Wie hoch war die industrielle Erzeugung in den einzelnen Jahren 
seit 1990? 


Die angesprochene Aussage im Jahreswirtschaftsbericht 1995 der 
Bundesregierung bezieht sich auf die Nettoproduktion im Ver- 
arbeitenden Gewerbe. In den einzelnen Jahren seit 1991 ent- 
wickelte sich diese arb eit s täglich bereinigt wie folgt (2 Hj. 

1990 = 100): 

1991 66,1 

1992 64,3 

1993 70,1 

1994 84,8 

Für 1990 existieren keine Jahresdurchschnittsangaben, da die 
Statistik erst im Juli 1990 begonnen wurde. 

Im 4. Quartal 1994 wurde mit einem Indexstand von 93,6 das zum 
Zeitpunkt der Wiedervereinigung gemessene Niveau der indu- 
striellen Erzeugung annähernd wieder erreicht (4. Quartal 1990: 
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94,1). Im Produzierenden Gewerbe insgesamt wurde gleichzeitig 
mit einem Index von 112,9 der Stand des 4. Quartals 1990 (97,4) 
aufgrund des kräftigen Produktionswachstums im Bauhaupt- 
gewerbe sogar beachtlich überschritten. 


2. In der Antwort auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten der PDS 
zur Verwirklichung des Weißbuches der Europäischen Kommission 
für mehr Beschäftigung gibt die Bundesregierung an; „Für 1995 
und 1996 geht die Europäische Kommission von einem weiteren 
Absinken der Arbeitslosigkeit auf 10,4 bzw. 9,8 Prozent aus." 
{Drucksache 13/93). 

a) Mit welchen Arbeitslosenraten geht die Bundesrepubhk 
Deutschland in diese Berechnungen ein? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung diese Zahlen für 1995 und 
1996 im einzelnen? 


Im Zusammenhang mit der zitierten Abnahme der Arbeitslosig- 
keit in der Europäischen Union erwartet die Europäische Kommis- 
sion für die Bundesrepublik Deutschland eine deutlich unter- 
durchschnittliche Arbeitslosenquote und einen Rückgang der Ar- 
beitslosenzahl im Jahre 1995 auf 7,0% und im Jahre 1996 auf 
6,4 % der zivilen Erwerbsbevölkerung. 

Die Bundesregierung hat im Jahreswirtschaftsbericht die voraus- 
sichtliche Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Deutschland im 
Jahre 1995 sowie deren Bestimmungsgründe ausführlich darge- 
stellt. Danach wird für den Jahresdurchschnitt von einem Absin- 
ken der gesamtdeutschen Arbeitslosenquote auf knapp 9 % aller 
Erwerbspersonen nach 9,6% im Vorjahr ausgegangen (vgl. Jah- 
reswirtschaftsbericht 1995, Ziffer 18 der Anlage). Eine direkte 
Vergleichbarkeit mit der von der Europäischen Kommission für 
Deutschland prognostizierten Erwerbslosenquote ist wegen 
unterschiedlicher Definitionen nicht möglich. Jedoch wird in bei- 
den Schätzungen ein Rückgang der Arbeitslosigkeit erwartet. 

Für 1996 kann nach Auffassung der Bundesregierung durch die 
Fortführung ihrer auf Wachstum und Beschäftigung gerichteten 
Politik sowie mit der Festigung und Verbreiterung des Wirt- 
schaftswachstums mit einem weiteren Rückgang der Arbeitslosig- 
keit in ganz Deutschland gerechnet werden. 


3. In derselben Antwort wird dargelegt: „Länder und Gemeinden 
müssen die Haushaltskonsolidierung mittragen und ihre erheb- 
liehen Privatisierungspotentiale ausschöpfen. " 

Wie viele Arbeitsplätze werden nach Auffassung der Bundesregie- 
rung in diesem Zusammenhang im öffentlichen Dienst wegfallen? 


Länder und Gemeinden betreiben nach der Finanzverfassung der 
Bundesrepublik Deutschland eine autonome Haushalts- und Pri- 
vatisierungspolitik. Demzufolge liegen der Bundesregierung 
keine Erkenntnisse darüber vor, ob bzw. in welchem Umfang die 
erforderliche Haushaltskonsolidierung und die Ausschöpfung von 
Privatisierungspotentialen bei Ländern und Gemeinden zum Ab- 
bau oder zur Verlagerung von Arbeitsplätzen führen. 
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Gesamtwirtschaftlich haben Haushaltskonsolidierung und Ver- 
lagerung öffentlicher Tätigkeiten auf Private die Freisetzung zu- 
sätzlicher Wachstumskräfte mit positiven Auswirkungen auf die 
Entwicklung der Zahl der Arbeitsplätze zur Folge. 


4. 1995 rechnet die Bundesregierung mit einer Zunahme der Erwerbs- 
tätigenzahl jeweils um bis zu 150 000 in den alten und bis zu 150 000 

in den neuen Ländern. 

a) Aus welchen konkreten Berechnungen ergibt sich diese Angabe 
für die alten Länder? 

b) Aus welchen konkreten Berechnungen ergibt sich diese Angabe 
für die neuen Länder? 

c) Aus welchen Positionenen des Jahreswirtschaftsberichts 1995 
setzen sich diese Angaben im einzelnen zusammen? 

d) Wie teilt sich die von der Bundesregierung berechnete Zunahme 
der Beschäftigung 1995 auf Branchen auf? 

e) In welcher Korrespondenz steht die von der Bundesregierung 
berechnete Zunahme der Beschäftigung 1995 zum Aktionsplan 
der Europäischen Gemeinschaft für Wachstum, Wettbewerbs- 
fähigkeit und Beschäftigung? 

f) Aus welchen Punkten des Aktionsplans der Europäischen Union 
für Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung ergibt 
sich die Zunahme der Beschäftigung im einzelnen? 

g) Wie wird sich diese Entwicklung der Arbeitslosenzahlen, 
getrennt nach alten und neuen Ländern, in den nächsten Jahren 
fortsetzen? 


Bei den dem Jahreswirtschaftsbericht zugrundeliegenden Er- 
werbstätigenzahlen der alten und neuen Länder für 1995 handelt 
es sich um makroökonomisch ausgerichtete Schätzungen im 
Sinne von Wahrscheinlichkeitsprognosen. Diese sind aus den An- 
nahmen der Jahresprojektion zur Produktion und Arbeitsproduk- 
tivität in den alten und neuen Ländern abgeleitet. Dabei wird der 
Erfahrung Rechnung getragen, daß im Konjunkturverlauf die Be- 
schäftigung der Produktion immer mit einer zeitlichen Verzöge- 
rung folgt, weil im Aufschwung zunächst Produktivitäts- und 
Arbeitskräftereserven mobilisiert werden (vgl. Jahreswirtschafts- 
bericht 1995, Ziffer 18 der Anlage). In den neuen Ländern wird 
dieser Zusammenhang z. T. noch von dem tiefgreifenden Struk- 
turanpassungsprozeß überlagert, der nach dem Zusammenbruch 
des sozialistischen Systems notwendig wurde. Die Schätzung der 
Bundesregierung berücksichtigt dabei die aktuellen Ergebnisse 
der Statistik der Erwerbstätigen und der Arbeitslosigkeit, der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung für die alten und neuen 
Länder sowie die daraus abgeleiteten gesamtwirtschaftlichen 
Zusammenhänge und Reaktionen. Eine Vorausschätzung der Be- 
schäftigungsentwicklung nach Branchen wird dabei nicht vorge- 
nommen. Einmal liegen hierfür noch keine entsprechenden Aus- 
gangszahlen der amtlichen Statistik vor, zum anderen sind die 
Projektionen von ihrer Zweckbestimmung her makroökonomisch 
ausgerichtet. Daher finden sich im Jahres wirtschaftsbericht ledig- 
lich Tendenzaussagen zur Beschäftigungsentwicklung in einzel- 
nen Sektoren (Ziffer 18 der Anlage). Durch die Schaffung geeig- 
neter Rahmenbedingungen für ein beschäftigungsintensives 
Wachstum und für den Abbau der Arbeitslosigkeit leistet die 
Bundesregierung mit der Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik 
zugleich einen Beitrag zur Verwirklichung der Empfehlungen des 
Weißbuchs über Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäfti- 
gung der Europäischen Kommission. 
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Für die durchschnittliche Zahl der Arbeitslosen in diesem Jahr 
wird im Jahres wirtschaftsbericht ein Rückgang um etwa 300 000, 
und zwar jeweils zur Hälfte in den alten und in den neuen Län- 
dern angenommen. Dem gesetzlichen Auftrag entsprechend be- 
faßt sich dabei die Jahresprojektion mit der Entwicklung im lau- 
fenden Jahr. Die weitere Entwicklung der Arbeitslosenzahlen in 
den nächsten Jahren wird die Bundesregierung im Rahmen der 
neuen mittelfristigen Projektionen bis 1999 vorausschätzen, die im 
Frühjahr erstellt werden wird. 


5. Der Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung 1994 sah im 
„Aktionsprogramm für mehr Wachstum und Beschäftigung" in 
Nummer 2 b für eine Verbesserung der Förderung risikoreicher 
innovativer Unternehmensgründungen ein zinsverbilligtes Kredit- 
programm der Kreditanstalt für Wiederaufbau vor. 

a) Welchen Umfang hatte das Programm 1994? 


Das zugesagte Kreditvolumen betrug im abgelaufenen Jahr 
680 Mio. DM. 


b) Wie viele Unternehmen insgesamt, wie viele Unternehmen in 
den einzelnen neuen Ländern haben jeweils das Programm in 
Anspruch genommen? 


Es wurden insgesamt 297 Unternehmen gefördert, davon 23 Un- 
ternehmen aus den neuen Ländern. Die Verteilung für die ein- 
zelnen Länder war wie folgt: 


Berlin 

4 

Brandenburg 

2 

Mecklenburg-Vorpommern 

1 

Sachsen 

5 

Sachsen-Anhalt 

4 

Thüringen 

7 


c) Wie viele Arbeitsplätze wurden 1994 mit dem Programm ge- 
schaffen? 


Nach den Antragsunterlagen der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
werden durch die 1994 geförderten Vorhaben insgesamt über 
1 000 Arbeitsplätze neu geschaffen oder nachhaltig gesichert. 


d) In welchem Umfang wird das Programm 1995 weitergeführt? 

Das Programm wird 1995 weitergeführt. Das geschätzte Kredit- 
volumen für das laufende Jahr beträgt 1,3 Mrd. DM. 
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6. Der Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung 1994 sah im 
„Aktionsprogramm für mehr Wachstum und Beschäftigung" in 
Nummer 2 b vor, die Fördermöglichkeiten des ERP-Programms zur 
verstärkten Berücksichtigung des industriellen Mittelstandes und - 
in den neuen Ländern - zur Lösung von Liquiditätsproblemen zu 
verbessern. 

a) In welchem Umfang wurde bei der Förderung des ERP-Pro- 
gramms der Mittelstand 1993 und 1994 jeweils berücksichtigt? 

b) Wie viele Unternehmen insgesamt und wie viele Unternehmen 
des Mittelstandes haben das ERP-Programm 1993 und 1994 
jeweils in Anspruch genommen? 


Aus den verschiedenen ERP-Programmen sind 1993 für das west- 
liche und östliche Bundesgebiet insgesamt 11,314 Mrd. DM Kre- 
ditzusagen für 48 791 Unternehmen gegeben worden. In 1994 
waren es 13,282 Mrd, DM für 46 375 Unternehmen. 

Mit der deutschen Vereinigung wurde einerseits die Förderung 
entsprechend dem allgemeinen gesetzlichen Auftrag - und zwar 
schwergewichtig - auf die neuen Länder, zum anderen im 
wesentlichen auf die Förderung des bis dahin praktisch kaum 
existenten Mittelstandes ausgedehnt. Bis auf weiteres ist deshalb 
die bisher breite Förderung in den westlichen Ländern auf die 
Bereiche Existenzgründungen, Umweltschutzinvestitionen und 
Investitionen in strukturschwachen Gebieten zurückgenommen 
worden; eingesparte Mittel wurden zugunsten der neuen Länder 
eingesetzt. Diese Schwerpunktbildung zugunsten des Mittelstan- 
des hat auch 1993 und 1994 bestanden. Der Anteil der für den 
Mittelstand zugesagten Kredite war in den einzelnen Kreditpro- 
grammen unterschiedlich hoch, er belief sich im Durchschnitt auf 
knapp über 90 v, H. des Kreditvolumens. Dabei ist zu berücksich- 
tigen, daß der Mitfinanzierungsanteil an den Investitionsvorhaben 
bei mittelständischen Unternehmen höher als bei den größeren 
Unternehmen ausgefallen ist. 


c) Für wie viele Unternehmen wurden in den einzelnen neuen 
Ländern Liquiditätsprobleme gelöst? 


Im Jahr 1994 haben die Kreditanstalt für Wiederaufbau und die 
Deutsche Ausgleichsbank in ihren Eigenmittelprogrammen für 
die neuen Länder zunehmend auch Liquiditätshilfekredite ge- 
währt. Das Kreditvolumen bei 1 005 Unternehmen belief sich auf 
413 Mio. DM, verteilt auf die einzelnen Länder wie folgt: 


Berlin 

3 % 

Brandenburg 

25 % 

Mecklenburg-Vorpommern 

10 % 

Sachsen 

25 % 

Sachsen-Anhalt 

26 % 

Thüringen 

11 % 
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d) Wie viele Arbeitsplätze wurden 1994 mit dem Programm ge- 
schaffen? 


Aufgrund der Förderstatistiken sowie auf Basis von empirischen 
Erhebungen der Deutschen Ausgleichsbank sowie der Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau ist davon auszugehen, daß sich die 
Gesamtbeschäftigtenzahl der in den neuen Ländern (einschließ- 
lich Berlin-Ost) mit ERP-Darlehen geförderten Unternehmen von 
Ende 1993 bis Ende 1994 wie folgt entwickelt hat: 

Neue Arbeitsplätze von 1,410 Mio. auf 1,560 Mio., 

Festigung bestehender Arbeitsplätze 

von 1,260 Mio. auf 1,330 Mio. 


e) In welchem Umfang wird das Programm 1995 weitergeführt? 


Entsprechend dem ERP- Wirtschaftsplan 1995 wird die Förderung 
auf dem gleichen hohen Niveau wie 1994 fortgesetzt. 


7. Der Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung 1994 sah im 
„Aktionsprogramm für mehr Wachstum und Beschäftigung" in 
Nummer 2 b vor, zinsverbilligte Darlehen und Bürgschaften für 
Meisterkurse und andere Fortbildungsmaßnahmen bereitzustellen. 

a) Wie viele Darlehen und Bürgschaften wurden 1994 insgesamt, 
wie viele in den einzelnen Ländern jeweils gewährt? 


Das Darlehensprogramm zur Förderung von beruflichen Fortbil- 
dungsmaßnahmen im Handwerk und in anderen Zweigen der ge- 
werblichen Wirtschaft sowie der Land- und Hauswirtschaft wurde 
mit Programmrichtlinie des Bundesministeriums für Wirtschaft 
vom 25. März 1994 rückwirkend zum 1. Januar 1994 in Kraft 
gesetzt. Das Förderprogramm ist zunächst auf die Dauer von fünf 
Jahren angelegt. 

Die Darlehen haben eine Laufzeit bis zu zehn Jahren. Die ersten 
drei Jahre sind tilgungsfrei, es werden Zinszuschüsse aus dem 
Bundeshaushalt in Höhe von 4 -Prozentpunkten gewährt. Das Dar- 
lehensprogramm wird durch eine 100%ige Bürgschaft des Bun- 
des gemäß § 10 Nr. 1 des HHG 1994 gegenüber der Deutschen 
Ausgleichsbank abgesichert. 

1994 wurden insgesamt 13 157 Darlehensverträge mit einem Kre- 
ditvolumen von 208,9 Mio. DM abgeschlossen. Die Aufteilung der 
Darlehen auf die Bundesländer zeigt die Tabelle 1: 
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Tabelle 1 



Darlehensfälle 

Baden-Württemberg 

2 416 

Bayern 

2 258 

Berlin 

399 

Brandenburg 

103 

Bremen 

69 

Hamburg 

159 

Hessen 

1 051 

Mecklenburg-Vorpommern 

64 

Niedersachsen 

1 398 

Nordrhein-Westfalen 

3 393 

Rheinland-Pfalz 

727 

Saarland 

174 

Sachsen 

168 

Sachsen-Anhalt 

99 

Schleswig-Holstein 

532 

Thüringen 

147 


b) In welchem Umfang werden die Darlehen und Bürgschaften 
1995 weitergeführt? 


Das Kreditvolumen für 1995 beträgt 600 Mio. DM. 

Damit können - unter der Annahme eines gleichen durchschnitt- 
lichen Darlehensbetrages wie 1994 - ca. 37 500 Darlehen gewährt 
werden. 


8. Der Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung 1994 sah im 
„Aktionsprogramm für mehr Wachstum und Beschäftigung" in 
Nummer 2 b vor, den Übergang aus Arbeitslosigkeit in die Selb- 
ständigkeit durch Überbrückungsgeld für regelmäßig sechs Monate 
zu fördern. 

a) Wie vielen Arbeitslosen wurde 1994 ein Überbrückungsgeld 
gewährt? 


1994 wurde die Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit von 
37 297 Arbeitslosen durch die Zahlung eines Überbrückungsgel- 
des gemäß § 55 a AFG gefördert. 


b) In welchem Umfang wird die Maßnahme 1995 weitergeführt? 
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Im Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit stehen für 1995 für das 
Überbrückungsgeld gemäß § 55 a AFG 408 Mio. DM zur Ver- 
fügung. 


9. Der Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung 1994 sah im 
„Aktionsprogramm für mehr Wachstum und Beschäftigung" in 
Nummer 2 c vor, Unternehmen mit illegaler Beschäftigung und 
Schwarzarbeit noch energischer zu bekämpfen, 

a) In wie vielen Fällen wurden 1993 und 1994 jeweils Unterneh- 
men festgestellt, die illegale Beschäftigung und Schwarzarbeit 
nutzen? 


1993 wurden gegen 5 424 Arbeitgeber wegen Verdachts illegaler 
Arbeitnehmerüberlassung und gegen 35 550 Arbeitgeber wegen 
Verdachts illegaler Ausländerbeschäftigung Bußgeldverfahren 
durchgeführt. 1994 waren es 5 903 Bußgeldverfahren wegen des 
Verdachts illegaler Arbeitnehmerüberlassung und 37 690 Verfah- 
ren wegen des Verdachts illegaler Ausländerbeschäftigung gegen 
Arbeitgeber. 

Im Bereich der Bekämpfung der Schwarzarbeit, die den Ländern 
obliegt, erfaßt das Gewerbezentralregister nur die verhängten 
Geldbußen von mehr als 200 DM. 1993 wurden gegen Auftrag- 
geber von Schwarzarbeit (Unternehmen und Privatpersonen) 
31 Bußgelder von mehr als 200 DM verhängt, davon ein Bußgeld 
von mehr als 20000 DM. Die Zahlen für 1994 werden erst im 
Sommer dieses Jahres vorliegen. 


b) Wie viele Arbeitsplätze waren davon 1993 und 1994 jeweils 
betroffen? 


Wie viele Arbeitsplätze betroffen sind, wird statistisch nicht erfaßt. 
Es kann sich bei der illegalen Beschäftigung und Schwarzarbeit 
jeweils um eine ganz kurzfristige Tätigkeit handeln, durch die ein 
Arbeitsplatz nicht berührt ist. Gegenstand eines Bußgeldverfah- 
rens können aber auch der Verleih oder Entleih mehrerer 100 
illegaler Leiharbeiter oder die Beschäftigung mehrerer Ausländer 
ohne erforderliche Arbeitserlaubnis sein. 


c) Welche weiteren Maßnahmen zur Bekämpfung von Unterneh- 
men, die Arbeitnehmer illegal beschäftigen, werden 1995 vor- 
gesehen? 


Auch 1995 werden bundesweite Razzien in Schwerpunkten der 
illegalen Beschäftigung durchgeführt. Die täglichen Außenprü- 
fungen in Betrieben mit der Prüfung von Lohn- und Meldeunter- 
lagen werden fortgesetzt. 


10. Der Jahre swirtschaftsbericht der Bundesregierung 1994 sah im 
„Aktionsprogramm für mehr Wachstum und Beschäftigung" in 
Nummer 2 d Erleichterungen von Beschäftigungsmöglichkeiten für 
sozialversicherungspflichtige Arbeitskräfte in privaten Haushalten 
vor, 

Wie viele sozialversicherungspflichtige Arbeitskräfte waren in pri- 
vaten Haushalten 1993 und wie viele 1994 beschäftigt? 
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Laut der Statistik der sozialversicherungspflichtigen Beschäftig- 
ten der Bundesanstalt für Arbeit waren im früheren Bundesgebiet 
am 30. Juni 1994 34 046 Personen und am 30. Juni 1993 34 147 
Personen in privaten Haushalten sozialversicherungspflichtig be- 
schäftigt. Zahlen für das Beitrittsgebiet hegen in dieser tiefen 
Gliederung noch nicht vor. 


11. Der Jahres wirtschaftsbericht der Bundesregierung 1994 sah im 
„Aktionsprogramm für mehr Wachstum und Beschäftigung" in 
Nummer 2f eine umfassende Reform des sozialen Wohnungsbaus 
in der 12. Wahlperiode vor. 

a) Was wurde durch die Bundesregierung realisiert? 

b) Welche Wirkungen für die Beschäftigung sind entstanden? 

c) Wie viele Wohnungen wurden in den Ländern im einzelnen in 
den Jahren 1989, 1990, 1991, 1992, 1993, 1994 gebaut? 

d) Wann werden von der Bundesregierung Vorschläge zur umfas- 
senden Reform des sozialen Wohnungsbaus unterbreitet? 

e) Wie sehen die zum gegenwärtigen Zeitpunkt aus? 

f) Welche Beschäftigungswirkungen werden angesetzt? 


Die Bundesregierung hat durch ihre wohnungspolitischen Maß- 
nahmen den Aufschwung im Wohnungsbau nachhaltig unter- 
stützt und beschleunigt. Die Zahlen der Bautätigkeit beweisen, 
wie rasch die Anpassung an den überaus starken Anstieg der 
Wohnungsnachfrage erfolgte (siehe Anlage 1). Im Jahr 1994 wur- 
den allein in den alten Ländern rund 500 000 neue Wohnungen 
fertiggestellt und rund 600 000 Baugenehmigungen erteilt. 

Der soziale Wohnungsbau ist ein wichtiger Teilbereich der 
gesamten Wohnungsbautätigkeit. Auch hier können deutliche 
Zuwächse an geförderten Wohnungen verzeichnet werden (siehe 
Anlage 2). Der Förderaufwand ist aber gerade im sozialen Woh- 
nungsbau im Vergleich zu anderen Förderungsarten, etwa der 
indirekten Förderung, besonders hoch. Die Bundesregierung hält 
daher eine Reform des sozialen Wohnungsbaues für erforderlich, 
um auch hier - bei gegebenem Fördervolumen - die Angebots- 
effekte nachhaltig steigern zu können. Mit dem am 1. Oktober 
1994 in Kraft getretenen Wohnungsbauförderungsgesetz 1994 hat 
die Bundesregierung den Weg für eine Umgestaltung der traditio- 
nellen Fördersysteme in Richtung marktorientierter Mieten und 
stärker einkommensorientierter Förderung eingeschlagen. Mit 
dem neuen Förderkonzept kann die Mietenbelastung nach der 
individuellen Bedürftigkeit der Mieter abgestuft, Fehlbelegung 
von Anfang an verhindert und damit mehr Effizienz erreicht 
werden. Es liegt nun auch in der Hand der Länder, die Chancen 
einer Neuorientierung in ihren jeweiligen Förderbestimmungen 
zu nutzen. 

Mit ihrer Politik der Wohnungsbauförderung hat die Bundesregie- 
rung einen wichtigen Beitrag zur kräftigen Belebung der Baukon- 
junktur und des gesamtwirtschaftlichen Wachstums geleistet. Ge- 
rade der Wohnungsbau schafft und sichert innerhalb der Bauwirt- 
schaft qualifizierte Arbeitsplätze. Die Ausweitung der Bau- 
tätigkeit hat erhebliche Beschäftigungseffekte, die sich jedoch 
nicht gesondert den einzelnen Maßnahmen zuordnen lassen. 
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Ziel in der 13. Legislaturperiode ist die Fortsetzung der mit dem 
Wohnungsbauförderungsgesetz 1994 eingeleiteten Reform des 
sozialen Wohnungsbaues. Dabei sollen u. a. Grundprinzipien der 
einkommensorientierten Förderung auf den Sozialwohnungsbe- 
stand übertragen und die Regelungen für kostensenkendes Bauen 
verstärkt werden, ln diesem Zusammenhang werden derzeit die 
Ergebnisse und Vorschläge der von der Bundesregierung einge- 
setzten unabhängigen Kostensenkungs- und Expertenkommis- 
sion „Wohnungspolitik" geprüft. Vorschläge werden unterbreitet, 
sobald die Meinungsbildung innerhalb der Bundesregierung 
abgeschlossen ist. Die Neuausrichtung des sozialen Wohnungs- 
baues soll in einem Dritten Wohnungsbaugesetz umgesetzt wer- 
den. Für die Beschäftigung ist entscheidend, daß die Rahmenbe- 
dingungen für alle Bereiche des Wohnungsbaues eine hohe Inve- 
stitionstätigkeit erlauben. 


12, Der Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung 1994 sah ver- 
stärkte Absatzhilfen für ostdeutsche Unternehmen vor. 

a) Wie hoch waren die Lieferungen aus den alten Ländern in die 
neuen Länder 1990, 1993 und 1994? 

b) Wie hoch waren die Lieferungen aus den neuen Ländern in die 
alten Länder 1990, 1993 und 1994? 

c) Welche Veränderungen der Lieferströme ergeben sich 1995 
nach den von der Bundesregierung eingeleiteten Maßnahmen? 


Informationen über den Warenhandel zwischen den alten und den 
neuen Ländern sind der in diesem Jahr auslaufenden Statistik des 
Innerdeutschen Warenverkehrs zu entnehmen. Die Aussagekraft 
der Ergebnisse dieser Statistik ist allerdings infolge erheblicher 
Erfassungsprobleme stark eingeschränkt. Aufgrund von Plausibi- 
litätsüberlegungen im Rahmen der Abstimmungsarbeiten zwi- 
schen Entstehungs- und Verwendungsrechnung des Inlandspro- 
dukts in den alten und neuen Ländern hat deshalb das Statistische 
Bundesamt im Rahmen seiner Inlandsproduktsberechnungen er- 
hebliche Hinzuschätzungen vorgenommen. Wegen mangelnder 
Datengrundlagen und kaum lösbarer statistisch-methodischer 
Schwierigkeiten sind diese Berechnungen allerdings mit unge- 
wöhnlich großen Schätzunsicherheiten behaftet. Der Versuch 
eines statistischen Nachweises der Leistungsströme zwischen 
Regionen ein und desselben Wirtschafts- und Währungsraumes 
ist zwangsläufig mit erheblichen Unschärfen und außerordentlich 
großen Fehlermargen verbunden. 

In Tabelle 2 werden die den Inlandsproduktsberechnungen des 
Statistischen Bundesamtes zugrunde gelegten Lieferungen und 
Bezüge von Waren und Dienstleistungen (ohne Erwerbs- und 
Vermögenseinkommen) der alten Länder in die bzw. aus den 
neuen Ländern in den Jahren 1991 bis 1994 dargestellt. Für 1990 
liegen keine entsprechenden Jahresergebnisse vor. 

Im Verlaufe dieses Jahres dürfte sich - nach den Erwartungen der 
Bundesregierung entsprechend der Jahresprojektion 1995 - der 
Anstieg der Lieferungen von Waren und Dienstleistungen in die 
neuen Länder angesichts des hohen Vorjahresniveaus weiter ver- 
langsamen. In dem nach wie vor hohen Lieferniveau kommt in 
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immer stärkerem Maße zum Ausdruck, daß für den wirtschaft- 
lichen Wiederaufbau in den neuen Ländern westdeutsche Investi- 
tionsgüter benötigt werden. In der umgekehrten Lieferrichtung 
dürfte die Dynamik stärker werden, da sich die Marktchancen der 
ostdeutschen Anbieter mit den Umstrukturierungsfortschritten 
weiter verbessern. In welchem Umfange die Lieferströme durch 
die Fördermaßnahmen der Bundesregierung beeinflußt sind, läßt 
sich aufgrund der vielen, gleichzeitig wirkenden Einflußfaktoren* 
nicht quantifizieren. 

Tabelle 2: Lieferungen und Bezüge von Waren und Dienstlei- 
stungen*) der alten Länder in die bzw. aus den neuen 
Ländern in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen in jeweiligen Preisen 



Lieferungen 
- Mrd. DM - 

Bezüge 
- Mrd. DM - 

1991 

184 

24 

1992 

231 

33 

1993 

246 

38 

1994 

271 

50 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 1,1, 1994, 
*) Ohne Erwerbs- und Vermögenseinkommen, 


13, Eigenkapital ostdeutscher Unternehmen 

a) Wie beurteilt die Bundesregierung das Problem fehlenden 
Eigenkapitals bei ostdeutschen Unternehmen? 


Die Annahme, daß die Eigenkapitalsituation ostdeutscher Unter- 
nehmen generell schlechter sei als westdeutscher, trifft in dieser 
Allgemeinheit nach Feststellungen der Deutschen Bundesbank 
nicht zu. 

Die Bundesbank weist auf Grund einer Auswertung der Jahresab- 
schlüsse ostdeutscher Unternehmen für 1992 auf eine zwischen 
den Unternehmen sehr unterschiedliche Entwicklung der Eigen- 
mittelausstattung hin. Diese hat sich aber wohl im Durchschnitt 
gegenüber der relativ günstigen Ausgangssituation 1991 auf- 
grund des Kapitalverzehrs durch die immer noch hohen Verluste 
und die unzureichende Kapitalbildung in den besser florierenden 
Unternehmen spürbar verschlechtert. Der Eigenmittelanteil war 
aber auch 1992 mit 19,3 % der Bilanzsumme bei den ostdeutschen 
Unternehmen im Durchschnitt höher als bei den westdeutschen 
Unternehmen (17,5 % Eigenmittel an der Bilanzsumme). 

Für 1993 ist die Bundesbank sicher, daß die ostdeutsche Industrie 
einen weiteren wesentlichen Schritt auf dem Wege aus der Ver- 
lustzone gemacht hat, daß es aber insgesamt auch 1993 zu einem 
weiteren Kapitalverzehr gekommen ist. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß sich diese Entwicklung 
1994 fortgesetzt hat, wobei das Ausmaß des Kapitalverzehrs ent- 
sprechend dem Rückgang der Verluste gesunken ist. Zentrale 
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Voraussetzung für eine Konsolidierung bleibt dabei die Beseiti- 
gung der Verluste. 


b) Wie wird sich das Problem 1995 verändern? 


Die Bundesregierung geht davon aus, daß sich die 1994 erreichte 
positive Entwicklung der gesamten Wirtschaft der neuen Länder 
und des Verarbeitenden Gewerbes 1995 beschleunigt fortsetzen 
wird. Damit dürfte der Kapitalverzehr gestoppt werden können 
und die Voraussetzungen entstehen, in den Unternehmen neues 
Eigenkapital zu bilden oder auch neues Risikokapital am Markt 
zu mobilisieren. 


c) Welche Möglichkeiten haben Unternehmen, denen Eigenkapi- 
tal für Maßnahmen zur Sicherung wettbewerbsfähiger Arbeits- 
plätze fehlt, also Zuschüsse allein nicht ausreichen? 


Die von der SED geschaffene, zentrale Planwirtschaft in der ehe- 
maligen DDR hat die Kapitalbasis der Wirtschaft weitgehend zer- 
stört. Die Bundesregierung hat auf diese Situation bereits 1990 
reagiert und Maßnahmen ergriffen, um die neuen Unternehmen 
soweit wie möglich mit neuem Risikokapital auszustatten. Sie hat 
dabei vor allem folgende Instrumente eingesetzt: 

— Entschuldung und Kapitalausstattung von privatisierten Unter- 
nehmen durch die THA 

Im Zuge der Währungsumstellung sind bereits 1990 alle Ver- 
bindlichkeiten der Unternehmen in den neuen Ländern hal- 
biert worden. Zusätzlich hat die Bundesregierung individuelle 
Entlastungsregeln vorgesehen, die sich an der Belastbarkeit 
der Unternehmen orientieren. Hierbei geht es einerseits um die 
im DM-Bilanzgesetz vorgesehene Mechanik der Ausgleichsfor- 
derungen und -Verbindlichkeiten, durch die vermieden wurde, 
daß Unternehmen in den neuen Ländern nach der Umwand- 
lung aufgrund ihrer Altschulden insolvent wurden. Eine wei- 
tergehende Entschuldung sowie eine zusätzliche Eigenkapital- 
zuführung ist in der Folgezeit in großem Umfang von der Treu- 
handanstalt für die ihr zugeordneten sanierungsfähigen Unter- 
nehmen vorgenommen worden. In mehreren Schritten ist 
deren Eigenkapital über das gesetzlich geforderte Mindestmaß 
hinaus auf die branchenübliche Quote - zum Teil sogar deut- 
lich darüber hinaus - aufgestockt worden. 

Besondere Maßnahmen wurden in diesem Zusammenhang für 
Unternehmen ergriffen, die im Wege der Reprivatisierung den 
Alteigentümern zurückgegeben wurden. Früh reprivatisierte 
Unternehmen („Modrow-Fälle"') können eine Neuberechnung 
nach den für sie günstigeren vermögensrechtlichen Bestim- 
mungen verlangen. Aber auch in anderen Fällen ist eine Neu- 
bewertung auf der Basis der Entscheidung des Bundeskabi- 
netts vom 1. Juli 1992 möglich, durch die sichergestellt wird, 
daß Reprivatisierer bezüglich der Kapitalausstattung und der 
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Altschuldenproblematik nicht schlechter gestellt werden als 
Privatisiere!. 

— Existenzgründungsförderung 

Existenzgründer werden durch das Eigenkapitalhilfe- (EKH-) 
Programm gefördert. Dabei werden vorhandene eigene Mittel 
bei Neugründungen mit bis zu 0,7 Mio. DM, bei Privatisierun- 
gen und Reprivatisierungen mit bis zu 2,0 Mio. DM je Gründer 
auf gestockt. Insgesamt wurden von 1990 bis Ende 1994 rund 
130 000 Gründer mit 12,4 Mrd. DM EKH-Darlehen gefördert. 

Ein Teil dieser Mittel wird auch zur Festigung von jungen 
Unternehmen genutzt. 1994 wurden für ca. 8 800 Anträge 
1,6 Mrd. DM an EKH-Darlehen für Festigungsinvestitionen 
verwandt (1993: 6 600 Anträge, 0,8 Mrd. EKH-Darlehen). 

— ERP-Beteiligungsprogramm 

Nach dem ERP-Beteiligungsprogramm können Unternehmen 
der gewerblichen Wirtschaft von öffentlich geförderten Mittel- 
ständischen Kapitalbeteiligungsgesellschaften, die in jedem 
Bundesland existieren, zur Erweiterung ihrer Eigenkapitalbasis 
günstiges Beteiligungskapital erhalten. 


d) Wie beurteilt die Bundesregierung die Notwendigkeit, den 
Unternehmen verstärkt Risikokapital, wie zum Beispiel in Sach- 
sen, bereitzustellen? 


Die Bundesregierung hat auf die Probleme reagiert, indem sie 
folgende zusätzliche Maßnahmen beschlossen hat: 

— Konsolidierungsprogramm für mittelständische Unternehmen 
der gewerblichen Wirtschaft 

Ende 1994 hat die Treuhandanstalt den neuen Ländern einen 
Betrag von 500 Mio. DM zur Errichtung eines Konsolidierungs- 
programms bereitgestellt. Damit sollen die Länder in die Lage 
versetzt werden, in eigener Verantwortung notleidenden Treu- 
handprivatisierungen zu helfen. In diesem Zusammenhang 
haben sich die Länder ihrerseits verpflichtet, aus eigenen Mit- 
teln zusätzliche 250 Mio. DM bereitzustellen, die zur Konsoli- 
dierung von Unternehmen außerhalb des Treuhandbereiches 
bereitgestellt werden. Aus diesen Fonds können Darlehen, 
stille Beteiligungen oder vergleichbare Finanzierungshilfen in 
Höhe von bis zu 2 Mio, DM für eine Laufzeit von bis zu zehn 
Jahren an Unternehmen bereitgestellt werden, die ein tragfähi- 
ges Umstrukturierungskonzept vorweisen können. 

Die Vergabe richtet sich nach Richtlinien, die jedes Land auf 
der Basis von Verwaltungsvereinbarungen mit der THA/BvS 
erlassen hat. Über die Bewilligung entscheidet ein in jedem 
Land zu bildender unabhängiger Vergabeausschuß. 

— EKH-Partnerschaftsdarlehen 

Im Rahmen des EKH-Programms wurde 1994 die Partner- 
schaftskomponente weiter verbessert. Mit ihrer Hilfe soll für 
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mittelständische Unternehmen neben zusätzlichem Risikokapi- 
tal auch Management-Know-how mobilisiert werden. Pro Part- 
nerschaft können bis zu 5 Mio. DM als Partnerschaftsdarlehen 
gewährt werden. Bis Ende 1994 wurden 62 Darlehensanträge 
mit einem Volumen von 53 Mio. DM bewilligt. 

— Beteiligungsfinanzierung aus ERP-Programm 

Aufgrund der in 1994 beschlossenen Programmflexibilisierun- 
gen konnten in diesem Kalenderjahr in den neuen Ländern ins- 
gesamt 155 neue Beteiligungsengagements in Höhe von 
141 Mio. DM eingegangen werden. Das entsprach einer Stei- 
gerung gegenüber 1993 von anzahlmäßig 23 % bzw. volumen- 
mäßig von 48 %. 

— Förderung von Beteiligungskapital 

Die Bundesregierung hat beschlossen, Betriebe des gewerb- 
lichen Mittelstandes in den neuen Ländern durch eine zusätz- 
liche Förderung von langfristig gebundenem Beteiligungskapi- 
tal zu unterstützen. Die Förderung soll durch eine steuerliche 
Begünstigung erfolgen, die sich an die frühere Regelung des 
§ 16 des Berlinförderungsgesetzes anlehnt. Jährlich soll dafür 
ein Gesamtplafonds von 500 Mio. DM vorgesehen werden. 

Die Einzelheiten werden im Rahmen des Jahressteuergesetzes 
1996 geregelt. 

— Steuerliche Förderung von Beteiligungskapital 

Die Bundesregierung hat eine befristete Ausdehnung der 
. steuerneutralen Wiederanlage betrieblicher Veräußerungsge- 
winne auf den Erwerb von Anteilen an mittelständischen Kapi- 
talgesellschaften in den neuen Ländern und Kapitalbeteili- 
gungsgesellschaften, die sich an mittelständischen Unterneh- 
men in den neuen Ländern beteiligen, beschlossen. 

— Bankenmilliarde 

Im letzten Jahr hat die Bundesregierung eine Reihe von 
Gesprächen über die Umsetzung der Anfang 1993 innerhalb 
des Sohdarpaktes vereinbarten „Bankenmilliarde" geführt. Die 
Bundesregierung hat dazu im Februar 1995 festgestellt, daß der 
Abschluß der Bankenmilliarde auf gutem Wege ist. Vor allem 
die von den privaten Banken getragene Beteiligungsgesell- 
schaft Neue Länder hat sich im industriellen Mittelstand über- 
durchschnittlich engagiert. Durch das zusätzliche Engagement 
der Kreditwirtschaft konnten bislang nahezu 10 000 Arbeits- 
plätze in rund 30 Unternehmen gesichert werden. 


14. Ämter zur Regelung offener Vermögensfragen 

a) Wie viele Anträge zur Rückgabe von Unternehmen wurden bei 
den Ämtern zur Regelung offener Vermögensfragen gestellt? 


Am 31, Dezember 1994 waren bei den Landesämtern und beim 
Bundesamt zur Regelung offener Vermögensfragen insgesamt 
151 183 auf Unternehmen bezogene Restitutionsanträge regi- 
striert (ohne Berlin). 
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b) Wie hoch ist die Ededigungsrate in den einzelnen Ländern? 


Ende 1994 betrug die Erledigungsquote im Unternehmensbereich 
in 


Berlin 

21,04% (per 30. 9. 1994) 

Brandenburg 

43,84 % 

Mecklenburg-Vorpommern 

54,10% 

Sachsen 

67,93 % 

Sachsen- Anhalt 

36,85 % 

Thüringen 

41,77% 


Durch das Bundesamt zur Regelung offener Vermögensfragen 
wurden bis zum Zeitpunkt 50,8 % der Anträge erledigt. 


c) Wie viele Anträge zur Rückgabe von Grundstücken und Gebäu- 
den wurden gestellt? 

d) Wie hoch ist die Erledigungsrate in den einzelnen Ländern? 

Bis zum 30. September 1994 wurden in Berlin 162 865 Ansprüche 
auf Rückgabe von Grundstücken einschließlich Gebäuden gel- 
tend gemacht. Bis zu diesem Zeitpunkt konnten 34,8% der Ver- 
fahren erledigt werden. 

Bis zum 31. Dezember 1994 wurden in den neuen Ländern sowie 
beim Bundesamt zur Regelung offener Vermögensfragen insge- 
samt 2 122 039 (ohne Berlin) auf Grundstücke sowie Gebäude be- 
zogene Restitutionsansprüche geltend gemacht. Hiervon konnten 
bis zu diesem Zeitpunkt 45,16% erledigt werden. Im einzelnen 
betrug die Erledigungsquote in 


Brandenburg 

34,93 % 

Me cklenbur g- V orp ommern 

64,13 % 

Sachsen 

59,86 % 

Sachsen-Anhalt 

50,73 % 

Thüringen 

37,50 % 


Die Erledigungsquote des Bundesamtes zur Erledigung offener 
Vermögensfragen betrug 36,93 %. 


e) Wie viele Widerspruchsverfahren laufen noch? 


Bis 31. Dezember 1994 waren bei den Widerspruchsausschüssen 
insgesamt 56310 Verfahren registriert. Hiervon waren bis dahin 
noch 30 691 unerledigt. 
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f) Wie viele Stellen sind im Bundesamt, in den sechs Landes- 
ämtern und in den einzelnen Ämtern nicht besetzt? 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, ob und gegebenenfalls 
wie viele Stellen bei den Ämtern und Landesämtern zur Regelung 
offener Vermögensfragen nicht besetzt sind. Diese Behörden 
gehören nicht zum nachgeordneten Bereich der Bundesregierung. 

Am 22. Februar 1995 waren im Bundesamt zur Regelung offener 
Vermögensfragen 51 Planstellen und Stellen unbesetzt. 


15, Oberfinanzpräsidenten 

a) Wie viele Anträge zur Vermögenszuordnung wurden bei den 
Oberfinanzpräsidenten gestellt? 

b) Wie hoch ist die Erledigungsrate der einzelnen Oberfinanzpräsi- 
denten? 


Bis zum 1. Februar 1995 sind bei den Oberfinanzpräsidenten in 
den neuen Ländern Anträge bezogen auf die Vermögenszuord- 
nung von 1 799 886 Flurstücken gestellt worden. 


Die Verteilung auf die einzelnen Oberfinanzdirektionen sowie die 
Erledigungsquoten ergeben sich aus der nachfolgenden Aufstel- 
lung: 


OFDen 

Berlin 

Chemnitz 

Cottbus 

Erfurt 

Magdeburg 

Rostock 

Summe 

Flurstücke 

26 002 

345 951 

444 831 

347 446 

387 890 

227 766 

177 986 

Erledigung 

16 794 

126 549 

249 332 

178 669 

164 183 

78 397 

813 924 

Erled. -Quote 

64,59 % 

36,58 % 

56,05 % 

51,42 % 

42,33 % 

34,42 % 

45,73 % 


16. Treuhandanstalt 

a) Wie viele Anträge auf Übertragung von Vermögenswerten in 
Kommunaleigentum wurden bei der Treuhandanstalt gestellt? 


Bis zum 1. Februar 1995 sind bei der Bundesanstalt für vereini- 
gungsbedingte Sonderaufgaben insgesamt 142 942 Anträge auf 
Kommunalisierung gestellt worden. 


b) Wie hoch ist die Erledigungsrate? 


Von diesen Anträgen sind 56 873 erledigt, was einer Erledigungs- 
quote von 39,78 % entspricht. 


17. Grundbuchämter 

Wie hoch sind die Antragsrückstände bei den Grundbuchämtern? 
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Rückstände bei den Grundbuchämtern der neuen Länder im 
Dezember 1994: 


Berlin 

1 500 

Brandenburg 

112 000 

Mecklenburg- Vorpommern 

100 900 

Sachsen 

87 900 

Sachsen-Anhalt 

81 600 

Thüringen 

56 200 

Zusammen 

440 100 


Neuere Zahlen liegen der Bundesregierung nicht vor. 


18, Vermessung 

Wie hoch ist der Antragsstau bei Grundstücksvermessungen? 


Das Vermessungswesen ist nach dem Grundgesetz Ländersache. 
Angaben der Länder zu einem Antragsstau bei Grundstücksver- 
messungen liegen der Bundesregierung nicht vor. Allerdings wird 
vielfach eine fehlende bzw. langwierige Vermessung als Investi- 
tionshemmnis angesehen. Das Bundesministerium für Wirtschaft 
hat diesen Punkt bei der Länderwirtschaftsministerkonferenz 
angesprochen, um einerseits zur Sachaufklärung beizutragen, 
inwieweit die Vermessung ein Problem für die Investitionstätig- 
keit im Osten des Landes ist und um gleichzeitig an die neuen 
Länder zu appellieren, jede Möglichkeit zur Beschleunigung von 
Investitionen zu nutzen. Die Länderwirtschaftsministerkonferenz 
hat den Bericht zur Kenntnis genommen. 

Der Bund hat mit dem Bodensonderungsgesetz und der Sonder- 
planverordnung die Erleichterungen für die Grundstücksbildung 
geschaffen, die ihm im Rahmen seiner Rechtsetzungskompetenz 
möglich waren. 


19. Die Bruttoeinnahmen aus unselbständiger Arbeit stiegen 1994 um 
2,1 Prozent, Das entspricht genau der von der Bundesregierung ab- 
gegebenen Jahresprojektion für 1994. Bei den Bruttoeinkommen 
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen betrug die Jahresprojek- 
tion der Bundesregierung 4 bis 6 Prozent. Erreicht wurde 1995 ein 
Zuwachs von 9,1 Prozent. Mit welchen Maßnahmen wird die Bun- 
desregierung die im Ergebnis ihrer Wirtschafts- und Finanzpolitik 
1994 entstandene ungerechtfertigte Verteilung zu Lasten der Be- 
schäftigten korrigieren? 


Die Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 
enthalten nicht nur die Gewinne der Unternehmen, sondern in 
dieser Abgrenzung auch die Vermögenseinkommen des Staates 
(z. B. den Bundesbankgewinn) sowie aller Bevölkerungsgruppen, 
also auch der Arbeitnehmer und Nichterwerbstätigen. Die Brutto- 
einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen waren von 
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1991 bis 1993 um 1,4 % zurückgegangen, während die Bruttoein- 
kommen aus unselbständiger Arbeit im gleichen Zeitraum um 
10,4 % gestiegen waren. Der Rückgang der Unternehmenserträge 
und der starke Anstieg der Lohnkostenbelastung waren mitent- 
scheidend für das Abgleiten der Wirtschaft in die 1993 zu Ende 
gegangene Rezession und für den Abbau von Arbeitsplätzen. Der 
stärkere Anstieg der Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen gegenüber denjenigen aus unselbständiger Arbeit 
im Jahre 1994 ist nicht zuletzt vor diesem Hintergrund zu sehen. 
Er ist Ausdruck der im Vergleich zu den ursprünglichen Erwar- 
tungen günstigeren gesamtwirtschaftlichen Entwicklung im letz- 
ten Jahr. Derartige Verteilungsverschiebungen sind innerhalb 
von Konjunkturzyklen üblich. In der ersten Phase eines Konjunk- 
turaufschwungs kommt es dabei zunächst regelmäßig zu einem 
überproportionalen Anstieg der Unternehmenserträge. 

Die im letzten Jahr begonnene Verbesserung der Unternehmens- 
einkommen war - nach der vorausgegangenen beträchtlichen 
Verschlechterung der Ertragslage - eine wichtige Voraussetzung 
für die inzwischen wieder deutlich aufwärts gerichtete Investi- 
tionstätigkeit und die eingetretene Wende am Arbeitsmarkt. Weil 
die Verbesserung der Einkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen eine zentrale Voraussetzung dafür ist, daß unter dem 
Einfluß einer dynamischen Investitionsentwicklung die Beschäfti- 
gung steigt, sieht die Bundesregierung keinen wirtschaftspoli- 
tischen Handlungsbedarf aufgrund der jüngsten Veränderungen 
in den globalen Verteilungsrelationen. Die mit den Investitionen 
geschaffenen Arbeitsplätze und der wachstumsbedingt wieder 
zunehmende Verteilungsspielraum werden dann im Zuge der 
fortschreitenden Konjunkturbelebung zu einer stärkeren Er- 
höhung der Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit führen. 


20. In welchem Umfang werden die Produktionskosten durch hohe 
Grundstücks-, Miet- und Pachtpreise belastet? 


Die Lage auf dem Gewerbemarkt hat sich in den letzten Monaten 
weiter deutlich entspannt. Parallel zu einer sich vergrößernden 
Nachfragelücke und gestiegenen Leerständen haben sich die 
Mieten nach unten bewegt. Die Deutsche Bank-Research berich- 
tet so z. B. über Abschläge von 15 bis 25 % bei den Spitzenmieten 
während des Booms. Nicht nur über die Mieten selbst, sondern 
auch über die Nebenbedingungen wird z. Z. sehr viel stärker als 
früher verhandelt. 

Zur Entlastung der Grundstücksmärkte hat in nicht unbedeuten- 
dem Maße auch die Freigabe ehemaliger Militärgrundstücke, die 
mit deutlichen Preisabschlägen abgegeben werden (siehe An- 
lage 3) sowie die umfangreiche Förderung der Kommunen bei der 
Erschließung von Gewerbegrundstücken durch die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur" beigetragen. 

Die Belastung der Gewerbetreibenden durch Grundstückspreise, 
Mieten und Pachten ist erst Anfang dieser Legislaturperiode im 
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Deutschen Bundestag im Zusammenhang mit einem entsprechen- 
den Gesetzentwurf des Bundesrates zum Schutze der Mieter von 
Gewerberaum ausführlich diskutiert worden. Die Bundesregie- 
rung hat dabei darauf aufmerksam gemacht, daß ein staatlich 
verordneter Mietstopp Mietprobleme, wie sie vor allem immer 
wieder in bevorzugten Lagen der Innenstädte auftreten, nicht zu 
lösen vermag. Eine Entspannung der Situation kann hier ebenfalls 
nur über angebotsstärkende Maßnahmen wie Verlagerung ande- 
rer Nutzungsarten in die Außenbezirke und/oder durch Aufwer- 
tung innerstädtischer Randlagen erfolgen. Sie wird hier in ihrer 
Auffassung durch eine neue Studie des Forschungsinstituts für 
WirtschaftspoÜtik an der Universität Mainz bestärkt. 


20 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DruCkSBCllG 13/ 868 


Anlage 1 zu Frage 11 


Bautätigkeit “ Jahresergebnisse nach Ländern 1989 bis 1993 
Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden 
Baufertigstellungen 


Gegenstand der Nachweisung 

1989 

1990 

1991 

1992 

1993 

1994 

Schleswig-Holstein 

8 087 

8 976 

10 771 

14 140 

15 526 

für 1994 

Hamburg 

3 257 

2 826 

4 582 

7 471 

7 899 

liegen 

Niedersachsen 

24 540 

33 731 

41 338 

45 686 

55 151 

noch 

Bremen 

594 

914 

1 524 

2 806 

2 896 

keine 

Nordrhein-Westfalen 

48 209 

51-892 

64 454 

75 725 

84 132 

Jahres- 

Hessen 

17 775 

20 474 

25 561 

29 846 

39 042 

daten 

Rheinland-Pfalz 

16 155 

17 282 

20 657 

21 340 

27 310 

vor 

Baden- Württemberg 

51 474 

50 823 

64 995 

80 437 

94 299 


Bayern 

60 662 

61 879 

71 465 

83 979 

93 314 


Saarland 

2 628 

2 770 

3 604 

4 437 

3 940 


Berlin- West 

5 236 

4 921 

5 557 

8 708 

8 344 


Früheres Bundesgebiet 

238 617 

256 488 

314 508 

374 575 

431 853 


Brandenburg 

- 

- 

- 

755 

4 333 


Mecklenburg- Vorpommern 

- 

- 

- 

1 420 

4 458 


Sachsen 

__ 

- 

- 

2 130 

3 964 


Sachsen-Anhalt 

- 

_ 

- 

2 396 

5 217 


Thüringen 

- 

- 

- 

2 578 

4 555 


Berlin-Ost 

- 

- 

- 

2 198 

1 071 


Neue Länder und Berlin-Ost 

92 347 

62 468 

ca. 25 000 

11 477 

23 598 


Bundesrepublik Deutschland 

- 

318 956 

339 508 

386 052 

455 451 
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Bewilligungen im sozialen Wohnungsbau 
- geförderte Wohnungen - 



Land 

1989 

1990 

1991 

1992 

1993 

1. bis 4. Vj. 







1994^) 

Baden-Württemberg 

7 156 

14 050 

12 472 

14 527 

20 539 

15 565 

Bayern 

9 937 

11 968 

11 726 

11 885 

17 523 

10 775 

Berlin 



6 347 

7 183 

7 952 

16 140 

Berlin-West 

6 453 

7 163 

6 107 

3 811 

4 967 

5 529 

Berlin-Ost 



240 

3 372 

2 985 

10 611 

Brandenburg 



212 

1 678 

5 195 

1 191 

Bremen 

273 

349 

309 

845 

1 369 

914 

Hamburg 

1 828 

4 109 

3 367 

2 942 

4 012 

3 361 

Hessen 

2 270 

5 930 

6 362 

4 657 

9 826 

5 633 

Me cklenburg - V orp ommern 



496 

2 097 

3 606 

2 022 

Niedersachsen 

10 257 

16 760 

18 189 

10 655 

13 996 

10 136 

Nordrhein-Westfalen 

20 310 

22 113 

23 232 

28 400 

29 774 

9 606 

Rheinland-Pfalz 

4 638 

4 777 

4 530 

4 840 

4 940 

3 103 

Saarland 

418 

649 

889 

1 379 

1 552 

987 

Sachsen 



1 949 

8 527 

17 140 

18 477 

Sachsen-Anhalt 



251 

3 078 

5 071 

1 771 

Schleswig-Holstein 

1 613 

2 836 

2 979 

3 280 

2 868 

2 093 

Thüringen 



663 

2 501 

4 980 

2 862 

Deutschland insgesamt 



93 973 

108 474 

150 343 

104 636 

früheres Bundesgebiet 

65 153 

90 704 

90 162 

87 221 

111 366 

67 702 

neue Länder^) 



3 811 

21 253 

38 977 

36 934 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 5, Reihe 2 (Bewilligungsstatistik). 

1) Einschließlich Berlin-Ost (ab 1991). 

2) Gemäß Vorausmeldungen oberste Landesbehörden, in Berlin: Förderanträge. 
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Stand: 8. August 1994 

Synoptische Darstellung der wichtigsten Verbilligungsmöglichkeiten bei der Verwertung 
(Veräußerung, Vermietung, Erbbaurechtsbestellung) bundeseigener Grundstücke in 1994 



Preisabschläge vom vollen Wert 

Verwendungszweck des Grundstücks 




alte Länder 

neue Länder 

unmittelbare Verwaltungszwecke von Gebiets- 
körperschaften in den neuen Ländern (gilt auch 
bei Vermietung) 

— 

bis zu 75 V. H. 

Wohnungsbau 

bis zu 50 V. H. 

bis zu 80 V. H. 

Studentenwohnraumbau 

bis zu 50 V. H. 

bis zu 80 V. H. 

Förderung der Geschoßwohnungen 

Kaufpreisbildung auf der Basis „Sozialmiete" 

Soziale Zwecke (wie z. B. Altenheime, Pflege- 
heime, Behinderteneinrichtungen, Beratungs- 
stellen für Suchtgefährdete, Frauenhäuser, 

Kinder- und Jugendhilfeobjekte, Umschulungs- 
einrichtungen, Krankenhäuser) 

- gilt auch soweit Vermietung zulässig - 

bis zu 50 V. H. 

bis zu 80 V. H. 

Krankenhäuser (bisherige Träger oder 
Gebietskörperschaft) 

bis zu 50 V. H. 

unentgeltlich 

Hochschulen, Schulen 
- gilt auch soweit Vermietung zulässig - 

bis zu 50 V. H. 

bis zu 80 V. H. 

Sanierungs- und Entwicklungsgebiete ohne 
förmliche Ausweisung 

san./entw.-unbeeinfl. Wert 

san./entw.-unbeeinfl. Wert 

Grundstücke zur Schaffung von Abwasser- 
und Abfallbeseitigungsanlagen 

bis zu 30 V. H. 

bis zu 50 V. H. 

Heizwerke und Abfallbeseitigungsanlagen 
(neue Länder) und Wasser-, Klär-, elektrische 
Anlagen (auch alte Länder) 

bis zu unentgeltlich 

bis zu unentgeltlich 

Sportanlagen 
- nur alte Länder - 

bis zu 50 V. H. 


Sportanlagen 
- nur neue Länder - 


unentgeltlich 

ehemalige NVA-Wohnungen 


bis zu 50 V. H. 

Gewerbe- und Industrieflächen 
(rechtsverbindlich überplant. Erschließung 
gesichert) - nur neue Länder - 


bis zu 50 V. H. 

ehemalige WGT-Wohnungen 


unentgeltlich 
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Verwendungszweck des Grundstücks 

Preisabschläge vom vollen Wert 


Schlösser, Burgen, sakrale und kulturelle Bauten 
- nur neue Länder — 

alte Länder 

neue Länder 

i 

unentgeltlich 


Stand: 8. August 1994 



alte Länder 

neue Länder 

erweiterte Stundung 

- 20 V. H. Anzahlung 

- 10 V. H. Anzahlung 


- Rest in 9 gleichen 

- Rest in 19 gleichen 


Jahresraten 

Jahresraten 


- 5 V. H. Stundungszinsen 

- 4 V. H. Stundungszinsen 

Erbbaurechtsbestellung 

für 

- Wohnungsbau (insbesondere sozialer 

- 2 V. H. vom Bodenwert 

“ 2 V. H. vom Bodenwert 

Wohnungsbau) 

(gegebenenfalls auch 

(gegebenenfalls auch 


vom Gebäudewert) 

vom Gebäudewert) 

- Studentenwohnraumbau 

- 

- 

Nutzungsüberlassung 

für 

- unmittelbare Verwaltungszwecke 


bis zu 75 V. H. 

- soziale Einrichtungen (z. B. Altenheime, 


bis zu 80 V. H. 

Pflegeheime, Behinderteneinrichtungen, 
Beratungsstellen für Suchtgefährdete, 
Frauenhäuser, Kinder- und Jugendhilfe- 
objekte sowie Hochschulen und Schulen 
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